	An den Bürgermeister                                                                                 Stempelmarke
der Gemeinde Laurein

	Antrag um Ermächtigung 


	Der/Die unterfertigte …………………………………………
geb. am ……… in ………., wohnhaft in der 
Gemeinde ………………………………………………….
Steuernummer ………………………………………………..
in seiner/ihrer Eigenschaft als 

	□ Eigentümer/in
	□ rechtliche/r Vertreter/in
	□ Kondominiumsverwalter/in

	□ anderes (angeben): ......................................................................................................   

	der Körperschaft / Gesellschaft / des Kondominiums (Bezeichnung und nachstehende Daten angeben) ...................................................................................................................................................................

	Rechtssitz in der Gemeinde …………………………………………………………. 
Straße/Platz ………………………………………………………….……………….. Hausnummer ……………....
MwStNr. ……………………………………………… Tel. ………………………….. Fax ……………………….

	e r s u c h t 

	im Sinne des D.L.H. vom 06.11.1998, Nr. 33, beziehungsweise im Sinne des Artikels 103 Absatz 11 des L.G. vom 10.07.2018, Nr. 9 und der Gemeindebauordnung

	um Erteilung der Ermächtigung für:


………………………………………………………………………………………………………
geplanter Arbeitsbeginn
	Angaben über die Bauarbeiten

	(nur angeben, falls verschieden vom Antragsteller )
Eigentümer der Liegenschaft: .........................................................................
geb. in ......................................... am ......../......../........... wohnhaft in ………………………………………..
Hof / Straße ............................................................................ Nr............ Tel ............................................... 
Steuernummer ............................................................... 


	Lage des Bauvorhabens:     
K.G.  Laurein, ………………. 
Gp./Bp  ………………. 

	ZUTREFFENDES ANKREUZEN bzw. AUSFÜLLEN 


	□ 1. Bau von Wegen (ausgenommen Almerschließungswege)
Art des Weges .......................................................................... Länge ...................m,  Kronenbreite ...........m,  maximale Geländeneigung .........%, Höhe der Trockenmauern/armierten Erden ………… m
□ Trockenmauern,   □ Zyklopenmauern,    □ Krainerwände,    □ armierten Erde

   Höhe: ………. m

Es werden keine Brücken errichtet und keine Versiegelung vorgenommen.
□ es werden Gittersteine verlegt
Zulässig ist der Bau von Wegen mit einer Gesamtlänge bis zu 1.000 m, einer Kronenbreite bis zu 2,5 m und einer Geländeneigung bis zu 70 Prozent. Dabei dürfen keine Versiegelung erfolgen, ausgenommen die Verlegung von Spur- und Gittersteinen, und keine Brücken oder Mauern errichtet werden, ausgenommen Trockenmauern, Zyklopenmauern, Krainerwände aus Holz oder bewehrte Erden, jeweils bis zu einer Höhe von 2,5 m.

	□ 2. Erdbewegungsarbeiten für Verlegung von Leitungen
Art der Leitung ......................................................................................................................
Länge : .........................m,  Rohrdurchmesser : .....................mm         
Zulässig Erdbewegungen für die unterirdische Verlegung von Leitungen, sofern die während der Bauzeit besetzte Fläche schmäler ist als 5 m. Im Falle von Wasserleitungen muss die Wasserkonzession vorliegen. In den Naturparken ist ein Gutachten des Landesamtes für Naturparke einzuholen.

	□ 3. Errichten von Stützmauern
□ Trockenmauern,   □ Zyklopenmauern,    □ Krainer-wände,    □ armierten Erde

   Höhe: ………. M
Zulässig ist das Errichten von Stützmauern in der Form von Trockenmauern, Zyklopenmauern, Krainerwänden aus Holz oder bewehrten Erden bis zu einer Höhe von 2,5 m im landwirtschaftlichen Grün.

	□ 4. Ablagerung von Aushubmaterial (unterhalb 1.600 m Meereshöhe)
Menge: ...................m³,  Fläche ............................m²
Zulässig ist die Ablagerung von Aushubmaterial von maximal 1.000 m³ auf einer Fläche von 1.000 m², sofern damit keine Nutzungsänderung verbunden ist.

	□ 5. Materialentnahme (unterhalb 1.600 m Meereshöhe)
Menge: ............m³,  Fläche ..........................m² 
□ Es findet keine Nutzungsänderung statt.

Zulässig ist die Materialentnahme von maximal 200 m³ auf maximal 500 m², sofern damit keine Nutzungsänderung verbunden ist.

	□ 6. Planierung einer Fläche mit intensiver Landwirtschaftsnutzung unter 1600 m Meereshöhe
Meereshöhe : .............. m, Fläche ..............................m², maximale Geländeneigung : ........ %
maximaler Abtrag ...........................m,  maximaler Auftrag .............m 

	Datum  ……………………..Der/die Antragsteller/in 


	                                           Der/die Eigentümer/in
Anlagen:
· 1 Stempelmarke für Antrag, 1 für die Ermächtigung
· Sekretariatsgebühren € 30,00
· Katastermappenblatt mit Eintragung des Bauvorhabens
· Gutachten des Denkmalamtes, sofern vorgeschrieben
· sonstige Gutachten, Unbedenklichkeitserklärungen oder Ermächtigungen, die von den einschlägigen Vorschriften vorgeschrieben sind
· Fotos
Gemäß und für die Zwecke der Artikel 12, 13 und 14 der EU‐Verordnung 679/2016 finden Sie die Informationen zum Schutz personenbezogener Daten unter folgendem Link: www.comune.lauregno.bz.it/de/Verwaltung/Web/Datenschutz oder können in den Räumlichkeiten des Rathauses konsultiert werden.


Allgemeine Bestimmungen: 

Aus dem Ansuchen um Ermächtigung müssen der Ort und die technischen Daten der geplanten Eingriffe eindeutig hervorgehen; dem Ansuchen muss ein Katastermappenauszug mit Eintragung des Bauvorhabens beigefügt werden. Ausnahme der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben h) und z) genannten Eingriffe der Bauherr muss innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss der Arbeiten eine abschließende Erklärung einreichen, aus der hervorgeht, dass die Arbeiten fachgerecht ausgeführt wurden und den autorisierten entsprechen.
ABSCHNITT BETREFFEND DATENSCHUTZ UND SONSTIGES

DER/DIE UNTERFERTIGTE ERKLÄRT ZUDEM

1. Gemäß und für die Zwecke der Artikel 12, 13 und 14 der EU-Verordnung 679/2016 die Information zum Schutz der personenbezogenen Daten erhalten zu haben, abrufbar unter dem Link „Datenschutz“ der Gemeinde oder einsehbar in den Räumlichkeiten des Rathauses.

2. 2. Dass am vorliegenden, aus dem Internet entnommenen Vordruck keine Änderungen vorgenommen worden sind.

3. Alle Angaben, die in den beiliegenden Unterlagen gemacht wurden, unterliegen den Bestimmungen des D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445. Falschangaben werden gemäß Art. 76 des D.P.R. vom 28.12.2000, Nr. 445 nach dem Strafgesetzbuch und den einschlägigen Sondergesetzen geahndet.

